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Bei dem herannahenden Ende des Viertel- 
jahres erſuchen wir unſere Leſer um rechtzei⸗ 
tige Erneuerung ihres Abonnements, damit 
ie das Blatt ohne Unterbrechung regelmäßig 
besten e 1 

eſer, dur rößtmöglichſte Verbreitung 5 
an berrſelben ihre Unterſtützung 
zukommen zu laſſen. . 

Ueber etwaige Unregelmäßigkeiten in der 
Zuſtellung unſeres Blattes erſuchen wir, bei 
dem betreffenden Spediteur oder der betref- 
fenden Poſtanſtalt 9 zu führen, da 
wir von hier aus unſer Blatt regelmäßig ver⸗ 
ſenden. 


Die konſervative Partei und die rothe 
Reaktion. 


Unſer altes Preußiſches Lied jagt: „Nicht Roß, nicht 
Reiſige ſichern die ſteile Höh, wo Fürſten ſtehn.“ Was 
von den Fürſten gilt, das gilt doch auch von der Re⸗ 
gierung, die ein Fürſt über ſein Land geſetzt hat. Das 
wiſſen auch unſere jetzigen Miniſter. Sie ſehen, daß 
die bloße Furcht vor Soldaten und Beamten nicht ein⸗ 
mal in Rußland ausreicht; wie ſollte ſie denn in Preußen 
ausreichen, wo, Gott ſei Dank, bei weitem die meiſten 
der Soldaten und Beamten noch nicht vergeſſen haben, 
daß ſie eben ſo gut zum Volke gehören, wie jeder an⸗ 
dere Menſch im In Unſer Lied ſpricht dann weiter 
von der „Liebe des freien Mannes“, und dieſe Stütze 

laubt man jetzt, wie es ſcheint, in der ſogenannten 
onſervativen Partei gefunden zu haben. 

Uns aber ſcheint dieſe Stütze ſehr ſchwach, denn die 
konſervative Partei iſt nicht nur eine ſehr ee 
fie iſt auch eine ſehr gefährliche Bundesgenoſſin. 
Sie ‚gleicht jenem n ofen Rohrſtabe, von welchem 
der Prophet im alten Teſtamente ſagt, daß er die Hand 
deffen durchbohrt, der ſich auf ihn ſtützen will. Freilich, 
wenn blos die gegenwärtigen Miniſter dabei zu Schaden 
kämen, ſo wäre das ihre Sorge und nicht die unſrige. 
Wir ſind nicht ihre Vormünder, eben ſo wenig, wie he 


| 


die unfrigen fein follen. Aber die Sache geht auch uns ſehr 
nahe an; denn die Sundesgen affen cel der A 
ſervativen Partei mit der jetzigen Regierung 
ſcheint eine ſchwere Gefahr für das ganze Land 
und für jeden unter uns, der von ſeinem Eigen⸗ 
thum und ſeiner ehrlichen Arbeit leben will, 
herauf zu beſchwören. 

Wem das bis jetzt noch nicht klar geweſen iſt, dem 
werden die Augen ſchon aufgehen, wenn er die Reden 
der Konſervativen und Liberalen lieſt, die am 11., 14. 
und 15. Februar über das ſogenannte Koalitions⸗ 
12 1 oder vielmehr über das Verhältniß unſerer 
Arbeiter zu den Arbeitgebern im Abgeordnetenhauſe 
1 8 worden find.“) Wer es noch nicht gewußt RE 
er wird wenigſtens aus dieſen Reden erfahren, daß 
manche konſervative Parteiführer in ihrem Eifer ſich 
ſchon ſeit längerer Zeit alle erdenkliche Mühe geben, die 
Arbeiter gegen die Arbeitgeber aufzuhetzen, 
zunächſt in den Städten und dann 1 auch auf 
dem Lande. Und dieſe Hetzer ſind Leute, die zu der 
konſervativen Partei gezählt werden, und zum Theil 
zu ihren Hauptführern und ihren Hauptrednern 
gehören. 

Wir dürfen aber Niemand Unrecht thun, und 
ke auch nicht der konſervativen Partei. Wir räumen 
aher gern und aus freien Stücken ein, daß die Mit⸗ 
für ei dieſer Partei, wenn man jeden Einzelnen 
ür ſich betrachtet, faſt lauter ganz unſchädliche 
Leute ſind. Gefährlich werden ſie nur in ihrer Ge⸗ 
ſammtheit und nur durch gewiſſe Führer, die zugleich 
ihre Verführer ſind. Denn einzeln genommen ſind 
ie meiſt nur Leute, denen nichts über ihre eigene 
uhe und Bequemlichkeit geht. Sie möchten daher, 
daß in der ganzen Welt Alles beim Alten bliebe, gerade 
ſo, wie es zu ee Zeiten geweſen iſt. Am meiſten 
ärgern ſie ſich da k. in Staats⸗, Kreis- und Gemeinde⸗ 
angelegenheiten ſelbſt Hand an's Werk legen follen, ftatt, 
wie ehedem, die Beamten für fie ſorgen zu laſſen, und 


) Die betreffenden Verhandlungen find jetzt in jedem Buch⸗ 
laden für 5 Silbergroſchen zu haben. 


daß gar ihr klügerer Nachbar, der doch nur ihres Gleichen 
iſt, auch ſein Wort mitredet, während ſie ſelbſt den Mund 
nicht aufthun können, ohne von geſcheuteren Leuten aus⸗ 
gelacht zu werden. Dieſe guten Konſervativen würden 
wohl ſicherlich das Waſſer nicht trüben, wenn es nicht 
gewiſſe Schlauköpfe im Lande gäbe, die ihre Einfalt 
ich zu Nußge zu machen verſtehen. Dieſe Schlau⸗ 
köpfe ſind die Herren von der rothen Reaktion. 

Die rothen Reaktionäre ſind es, welche die kon⸗ 
ſervative Partei in ihrer Geſammtheit zu einer Ge⸗ 
fahr für das Land, und damit natürlich nicht blos für 
die freifinnige Mehrheit im Lande, ſondern eben ſo auch 
fal jeden einzelnen a der konſervativen Partei 
elbſt gemacht haben. Das geht aber ſo zu: 

Die rothen Reaktionäre find feine eigentliche 
politiſche Partei. Sie ſind nur eine ziemlich bunt zu⸗ 
ſammengewürfelte Geſellſchaft von Leuten, die es ſich in 
den Kopf geſetzt haben, um jeden Preis und mit allen 
nur erdenklichen Mitteln die Herrſchaft im Lande an 
ſich zu bringen. Sie wollen alleſammt große Herren 
werden, die Einen aus Begierde nach eitler Ehre, die 
Anderen aus Begierde 15 Geld und Wohlleben. Um 
dieſe Zwecke zu erreichen, haben ſie ſich zuerſt bei den 
Konſervativen eingeſchlichen. Sie haben 1 55 vor⸗ 
geredet, daß ſie allein im Stande wären, Ruhe und 
Ordnung im Lande zu erhalten, und alle die ſchlimmen 
Neuerungen abzuwehren, die fonft aus der Verfaſſung 
vom Jahre 1850 hervorgehen würden. Die Konſerva⸗ 
tiven waren leichtgläubig genug, um durch ſolche Redens⸗ 
arten ſich beſchwindeln zu laſſen. Sie ſagten zu allem 
Ja, was die Rothen von ihnen verlangten, und dieſe 
konnten nun nicht blos als die Wortführer, ſondern auch 
als die Häupter der konſervativen Partei vor aller Welt 
ſich breit machen. Mit Vergnügen griffen ſie das Wort 
auf, daß ſie „eine zwar kleine, aber mächtige Partei“ 


wären. Zunächſt geberdeten ſie ſich dann als die einzig 


wahren, aber auch ſtarken Freunde der Krone, wenn 
die Krone ſie nur gewähren laſſen wollte. 
Ferner ſprachen ſie zu den höchſten, wie zu den niedrig⸗ 
ſten Beamten: „Seht, wir ſind mächtige Leute, wenn 
a uns zu Willen ſeid, dann werden wir ſchon die 

ittel und Wege finden, um Jeden von Euch in ſeinem 
Kreiſe zum unbedingten Gebieter über Bürger und 
Bauern zu machen. Auch werden wir jeden von Euch 
je nach den Dienſten, die. er uns leiſtet, zu einem 
beſſeren und einträglicheren Amte verhelfen.“ Zu den 
Adligen und Rittergutsbeſitzern aber fagten fie: „Folgt 
unſerer Fahne, und Euch ſollen die beiten und fetteſten 
Aemter in Militär und Zivil zufallen, und die Bauern 
und Inſtleute und Tagelöhner auf Euren Gü⸗ 
tern ſollen Euch wieder frohnden und ſollen 
Eure unterthänigſten Knechte werden, wie in 
der guten alten Zeit der Leibeigenſchaft.“ Zugleich 
redeten ſie zu unſeren Geiſtlichen alſo: Predigt nur 
Euren Gemeinden vor, daß ein konſervativer Guts⸗ 
herr und ein konſervativer Landrath jedesmal ihre 
von dem lieben Gott ſelbſt ernannte Obrigkeit 
iſt; predigt ihnen nur vor, daß ſie an die Worte der 


konſervativen Blätter eben fo glauben müſſen, 
wenn ſie in der Bibel ſtänden, und wir en 
dafür ſorgen, daß Eure Gemeinden Euch in allen 
Stücken, in geiſtlichen wie in weltlichen Dingen, gerade 
ſo gehorchen ſollen, als ob der liebe Gott ſelbſt aus 
Eurem Munde zu ihnen redete.“ Vor Allent aber dräng⸗ 
ten ſich die rothen Reaktionäre an die Soldaten 
und beſonders die Offiziere. „Tretet für die konſerva⸗ 
tive Partei unter allen Umſtänden ein, (Go ſprachen fie 
zu ihnen) und kehrt Euch nicht daran, auch wenn der 
König ſelbſt einmal ein liberales Miniſterium ernennen 
ſollte. Thut Ihr, wie wir Euch heißen, fo ſollt Ihr 
die Herren im Lande ſein, und kein Bürger und Bauer 
ſoll ſich unterſtehen dürfen, gegen Euch auch nur zu 
muckſen.“ 5 
„Mit ſolchen Reden und Verführungen haben denn 
die rothen Reaktionäre ſeit Ende des Jahres 1848, be⸗ 
ſonders aber feit 1850 Manches erlangt, aber noch lange 
nicht Alles, was ſie wünſchen, denn glücklicher Weiſe 
fanden fie doch nur bei einem verhälknißmäßig nicht 
großem Theile unſerer Beamten und Geiſtlichen, unſeres 
Adels und unſerer Rittergutsbeſitzer, unſerer Offiziere 
und Soldaten ein bereitwilliges Gehör. Aber hätten 
ſie auch mehr gefunden, ſo können ſte den Staat doch 
nicht nach ihrem Gutdünken beherrſchen, ſo lange das 
Abgeordnetenhaus nicht in ihren Händen iſt. Da geht 
denn all ihr Sinnen und Trachten darauf, die 
Mehrzahl der Wähler im Lande für ſich zu ge⸗ 
winnen. Sie ſuchen fs einen Anhang unter denen: 
die eigentlich nicht zur konſervativen Partei, geſchweige 
denn zu der ihrigen ſich zählen. So verſuchken ſie es 
zuerſt mit denjenigen Handwerksmeiſtern, denen noch 
der alte Zunftzopf hinten hängt. Aber alle Welt weiß, 
wie lächerlich die Bruderschaft in der Luft verpuffte, 
die fie mit Meiſter Panſe und Genaffe g alen 
hatten. Deshalb haben ſie denn ein anderes Manöver 
verfucht, das zwar auch lächerlich genug, aber dabei 
im höchſten Grade gefährlich iſt. Dleſes Manöver 
iſt vorzugsweiſe in den Debatten vom 11., 14. und 
15. Februar aufgedeckt worden. Wir werden nächſtens⸗ 
ausführlich darauf zurückkommen. Für heute nur ſo viel: 
Die rothen Reaktionäre haben in vollem Einklang 
mit jenen falſchen Demokraten, die man auch rothe 
Republikaner nennt, den Arbeitern einzureden geſuch 
daß es Thorheit ſei, wenn fie bächten, thre Lage ut 
Sparſamkeit, Fleiß, Erweiterung ihrer Kenntniſſe 
freie Genoſſenſchaften felbft verbeſſern zu können. Wollt 
Ihr es gut haben“, ſagten ſie zu ihnen, „ſo geht mit 
uns Hand in Hand. Die Kapitaliſten wollen Euch 
keinen Kredit geben. Wir aber werden dafür ſorgen, 
daß der Staat Euch das nöthige Geld giebt, 
damit Ihr allein Fabriken und Werkſtätten 
anlegen könnt“ Wenn fie aber heute fo zu den 
ſtädtiſchen Arbeitern 1 ſo werden ſie morgen auch 
zu den ländlichen Arbeitern ſagen müſſen: „Tretet auf 
unſere Seite, und der Staat fol Jedem von Euch ein 
Stück Acker geben, groß genug, daß Ihr nicht mehr für 
den Bauer und den Gulsbefter zu arbeiten braucht.“ 


Natürlich denken fie jetzt noch nicht daran, ihr Ver⸗ 

ſprechen zu halten, und wenn, fie daran dächten, fo 
würde alles Geld und aller Acker im Lande nicht aus⸗ 
reichen, um auch nur den zehnten Theil aller Anſprüche 
zu befriedi en. Aber geſetzt den Fall, es wäre eine 
rößere Jahl von Arbeitern in Stadt und Land ver⸗ 
blendet enug, in eine ſo grobe Falle zu gehen; geſetzt 
den Fal, es ließen die anderen Klaſſen der Bevölkerung 
durch die Drohungen der Volksverführer und durch die 
Tumulte der Verführten ſich fo einſchüchtern, daß das 
nächſte Mal wirklich die Mehrheit im Lande konſervativ 
wählte: was würde die Folge davon ſein? Natürlich 
keine andere, als daß die Herren von der rothen Re⸗ 
aktion aus Furcht vor ihren drohenden Bundesgenoſſen 
es mit Hülfe des Herrenhauſes und des dann auch konſer⸗ 
vativen Abgeordnetenhauſez würden durchſetzen müſſen, daß 
wenigſtens ein größerer Verſuch mit Staatsunterſtüzun⸗ 
gen und Ackervertheilungen gemacht werde. Das wäre 
an ſich ſchon Unglück Gi Aber das Schlimmere 
würde noch kommen. Es würden dann die, die leer 
ausgegangen 1 die gleiche Staatshülfe aus dem Eigen⸗ 
thum ihrer itbürger fordern, und da ſie die nicht be⸗ 
kommen könnten, 8 würden Aufruhr und Ver⸗ 
wüſtung und wohl gar Mord und Todtſchlag 
durch alle Städte und Dörfer des ganzen Lan⸗ 
des toben. , 

Man tröfte fich nicht damit, daß es jo ſchlimm nicht 
kommen werde. So ſchlimm freilich nicht. Dazu iſt 
zu viel Vernunft und rechtſchaffener Sinn durch alle 
Klaſſen des Volkes, durch Reich und Arm, durch Hoch 
und Niedrig, verbreitet. Aber schlimm. genug wird es 
dennoch werden, wenn wir es: ſemals zufaffen, daß die 
Konſervativen bei den Wahlen zum Abgeordnetenhauſe 
den Sieg davon tragen. 

Und dann bedenken wir noch Eines: 

Die gegenwärtige Regierung fürchtet ſelbſt die Um⸗ 
triebe der rothen Reaktion. Aber ſo lange ſie fi auf 
die konſervative Partei ſtützt, ſo lange kann ſie 
auch die rothe Reaktion nicht genügend im 
Zaume halten. 


Politiſche Wochenſchau. 5 

Preußen. Die direkt an die Oeffentlichkeit tretende Thä⸗ 
tigkeit unſerer Abgeordneten war im Laufe dieſer Woche 
eine ſehr beſchränkte. Sie beſchäftigte ſich, wenn wir von 
der Aufhebung einiger veralteten Geſetzesbeſtimmungen, die 
in einem kleinen Theile der Monarchie noch Gültigkeit haben, ab⸗ 
ſehen, vorzugsweiſe mit zwei Petitionen, von denen die eine die 
Stellung der Staatsanwaltſchaft betraf, und von mehr prin⸗ 
zipieller als angenblicklich praktiſcher Bedeutung war. Die 
zweite Petition verlangte die Aufhebung der Wuchergeſetze, 
welche jetzt dem Nicht⸗Kaufmann die Aufnahme von Darle⸗ 
hen erſchweren. Die Regierung hatte vor fünf Jahren die 
ufhebung dieſes mittelalterlchen Erbſtückes beantragt: da⸗ 
mals ſcheiterte der Verſuch an dem Widerſtande des Herren⸗ 
auſes. Heute, wo andere Perſonen auf der Miniſterbank 
gen, 1015 die Regierung es nicht für nothwendig, eine Ge⸗ 
eh eabeſtimmung abzuschaffen, welche allen vernunftgemäßen 
schert Peefcbcher, Anſchauungen geradezu in's Geſicht 
ſchlägt. e Schwärmer für alte mittelalterliche Einrichtun⸗ 
gen, die Hochkonſervativen, meinten, es liege im Intereſſe 


des Grundbeſitzes, daß er nur einen beſchränkten Zinsfuß 
ahlen dürfe, während es doch eine nicht zu 9 1 That⸗ 
oe ift, daß große und ſehr begüterte Grundbefiger in 
ihren Kreiſen den ſich bildenden Vorſchußkaſſen 
beitreten, weil ſie dadurch das Recht erlangen, 8 
Prozent Zinſen und mehr zu zahlen. Das Vorhan⸗ 
denſein ſolcher Thatſachen ſtört natürlich die Herren von der 
hochkonſervativen Partei nicht. 

Wie es heißt, iſt die Regierung jetzt ſehr eifrig mit der 
Aufſtellung eines Flotten gründungsplanes b en 
Derſelbe ſoll jehr weitausſehend fein und werden ſchon, An⸗ 
geſichts der bedeutenden Geldforderungen, welche die Regie⸗ 
rung für die Landarmee ſtellt, Bedenken laut, ob es nicht 
zweckmäßig ſei, ſich vor der Hand nur auf das zu beſchrän⸗ 
ken, was zur A en un unſerer Küſten end fei. 
Auf welche Weiſe die Regierung die Mittel für die Verwirk⸗ 
lichung ihres Flottengründungsplanes aufzubringen gedenkt, 
darüber herrſcht noch große Unklarheit. Das Einfachſte wäre 
natürlich eine Anleihe, aber dieſem einfachen Mittel ſteht die 
noch einfachere Thatſache gegenüber, daß unſere Volksvertre⸗ 
tung während der Dauer des budgetloſen Zuſtandes der Re⸗ 
gierung keine Anleihe bewilligen wird, ein Verfahren, bei 
welchem fie ſich des Beifalls des geſammten preußiſchen Vol⸗ 
kes erfreut. Eine andere Idee, welche vielfach beſprochen wird, 
iſt, daß man auf die Vermehrung der Flotte, welche ja doch nicht 
mit einem Schla 8, ſondern nur allmälig geſchehen kann, die 
jährlichen Ueberſchüſſe, welche unſer Staatshaushalt ja jetzt 
regelmäßig aufweiſt, zu verwenden gedenkt. Verlockend iſt aller⸗ 
dings dieſer Plan auf den erſten Blick, und wahrſcheinlich iſt er 
durch die ſichere Erwartung auf die Verwerfung der Anleihe 
hervorgerufen. Aber wenn wir auch ganz abfeben von der 
Frage, ob ſolche Ueberſchüſſe auch vorhanden ſein 
werden, wenn einige der vom Volke und von der 
Volksvertretung dringend geforderten Steuer⸗ 
ermäßigungen eingetreten ſind, ſo müſſen wir doch 
darauf aufmerkſam machen, wie ſonderbar ſich ein ſolcher 
Plan in einem konſtitutionellen Staate ausnimmt. Nac dem 
Art. 99 der Verfaſſung werden die Einnahmen 
und Ausgaben des preußiſchen Staates alljähr- 
lich durch ein Geſetz feſtgeſtellt. Wenn nun auch ſeit 
drei e durch den Verfaſſungskonflikt, unter deſſen Druck 
unſere Entwickelung leidet, ein ſolches Geſetz nicht zu Stande 

ekommen iſt, ſo läßt ſich doch die Exiſtenz dieſes Verfaſ⸗ 
ange Perg e nicht fortleugnen, und die berühmte 
Theorie von der Lücke iſt ja auch jetzt ſchon wieder aufge⸗ 
eben. Werden aber Einnahmen und Ausgaben 
jährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt, ſo ſieht doch 
wohl Jeder ein, daß von Ueberſchüſſen nicht eher die 
Rede ſein kann, als bis dieſe Feſtſtellung erfolgt iſt, 
daß alſo a Finanzplan, welcher auf die Verwendung die⸗ 
ſer Ueberſchüſſe gegründet iſt, das Eigenthümliche hat, mit 
Summen zu rechnen, deren Größe, ja deren Vorhandenſein 
überhaupt, mehr als unſicher ift. Man ſieht, die verlockende 
Idee, die Kammer auf ſolche Weiſe zur Genehmigung des 
Flottengründungsplanes zu bewegen, daß man angeblich keine 
neue Anleihe dazu verlangt, ſcheitert an dem einen Uebel⸗ 
lang daß die Kammer nicht über Gelder verfügen 
ann, von deren Vorhandenſein ſie nichts weiß 


und auch nichts wiſſen kann. Sie ſcheitert aber noch 


ſicherer daran, daß die Volksvertretung dadurch das 
Budgetrecht ihren nach drei Jahren geſetzlich ein⸗ 
tretenden Nachfolgern verkümmern und ſie in die 
Sl verjegen würde, die Budgetvorlagen der Regierung, 
welche mit ſolchen Ueberſchüſſen abſchließen, annehmen zu 
müſſen, um einem vorhandenen Geſetze und möglicherweiſe 


nahme eines ſolchen Planes würde das Budget⸗ 
recht und damit die politiſche Bedeutung der 
Volksvertretung auf eine Reihe von Jahren brach 
gelegt werden. 

Der in Pyritz zum Bürgermeiſter gewählte ehemalige 
Bürgermeiſter in Berlinchen a. iſt nicht beſtätigt wor⸗ 
den. Die Nichtbeſtätigung der Wahl des Kommerzienrathes 
Maſon zum unbeſoldeten Stadtrath in Memel iſt vom 
Oberpräſidium aufrecht erhalten worden, dagegen hat daſſelbe 
ich mit der Wahl des Konſuls Sternberg, welcher gleich⸗ 
alls von der Regierung nicht beſtätigt worden, einverſtanden 
erklärt. Dem in Anklam zum Schuldeputirten gewählten 
Juſtizrath Braſche iſt die Beſtätigung verſagt worden. In 
Inſterburg haben die Stadtverordneten wiederholt den 
nichtbeſtätigten Rentier Doherr zum Stadtrath gewählt, 
und iſt derſelbe jetzt beſtätigt worden. 

In der Provinz Preußen iſt jetzt der Gutsbeſitzer 
John Reitenbach auf Plicken nicht mehr der Einzige, 
welcher die Zahlung der Steuern verweigert. Der Abgeord⸗ 
nete Frenzel hat der betreffenden Behörde angezeigt, daß 
er die neue Gebäudeſteuer nicht zahlen werde. Ebenſo 
haben ſieben Hofbeſitzer in Güttland, die en Halbe, 
E. Wannow, Malzahn, Ortmann, C. Haaſelau, 
Bulke und H. Wannow dem Schulzenamt angezeigt, daß 
ſie die neue Grund⸗ und Gebäudeſteuer erſt zahlen würden, 
ſobald ein Staatshaushaltsgeſetz bei ihnen Pint zu Stande 
gekommen ſei. Es ſind deshalb bei ihnen Pfändungen vor⸗ 
genommen worden. Auch in Marienburg haben zwei 
Hausbefitzer die Zahlung der Gebäudeſteuer verweigert. 

In Burg, wo ſich viele Tuchfabriken befinden, haben 
ſich alle Fabrikanten, bis auf zwei, vereinigt, und eine neue 
Fabrikordnung feſtgeſetzt, welche in vielen Punkten das Miß⸗ 
fallen der Arbeiter erregt hat. Da die Fabrikanten erklärten, 
daß jeder, der ſich der neuen Ordnung nicht fügen wolle, 
abgehen könne, traten die Arbeiter ſämmtlich aus und jo 
feiern jetzt dort 1000 Arbeiter. Dieſelben enthalten ſſich je⸗ 
des Erzeſſes und haben ſich um Abhülfe ihrer Klagen nach 
Berlin gewandt. Die Behörden von Burg müſſen es aber 
wohl nicht für möglich gehalten haben, daß die Arbeiter ſich 
ſtreng an das Geſetz, welches den Fabrikherren ja ebenſo wie 
den Arbeitern jede Koalition verbietet, halten würden, und 
ſie haben deshalb Militär nach der Stadt aso Nöthig 
war das der Arbeiter wegen nicht, wie der Erfolg zeigt, denn 
ſo weit wir die Sache bis jetzt überſehen können, 
von den Fabrikanten Verſtöße gegen die beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen begangen worden. 

Preußens e in der ſchleswig⸗holſtein ' ſchen 
gelegenheit. 

Endlich hat die prenßiſche Regierung ihr Schweigen in 
der ſchleswig⸗holſtein ſchen Angelegenheit gebrochen. Sie hat 
in einer, am 21. Februar an das Wiener Kabinet gerichteten 
Depeſche die Bedingungen auseinandergeſetzt, deren Annahme 
fie zur Ordnung dieſer Angelegenheit für nothwendig hält. 
Nach Angabe von Wiener Blättern, die allerdings noch der 
Beſtätigung bedürfen, iſt der Inhalt dieſer Depeſche unge⸗ 
fähr folgender: „Das Preußiſche Kabinet glaube vor Ein⸗ 
gehen nr die von Oeſtreich dargelegten Anſchauungen die prak⸗ 
tiſchen Zielpunkte, welche Preußen leiten, feſtſtellen zu müſſen. 
Dazu ſolle die Darlegung der e an die Herzog⸗ 
thümer dienen, welche das preußiſche Kabinet zur Sicher⸗ 
ſtellung der Intereſſen Preußens und Deutſchlands aufſtellt. 
Finde dieſe Darlegung der praktiſchen Zielpunkte als Grund⸗ 
lage weiterer Verhandlungen die Anerkennung Oeſtreichs, ſo 


sahne ei Verpflichtungen zu genügen. Durch die An- 


ind nur 


ſei Preußen bereit, irgend einen Modus zu vereinbaren um 
zur Konſtituirung der 15 mer mit monarchiſcher Grund⸗ 
lage zu ſchreiten, wobei lediglich nach den Grundſätzen des 
Rechts vorzugehen ſein würde. Bei einer Inangriffnahme 
der dynaſtiſchen Frage würden dem Bunde gewiſſe Rechte 
auf Holſtein, nicht aber auf Schleswig zuſtehen. Die For⸗ 
derungen Preußens ſeien: Territorialhoheit über 
Rends burg, Kiel, Eckernförde und Lyſt, ſowie über 
die Ufergelände des Nordoſtſeekanals, ferner das 
Recht zur Aushebung von Matroſen, die unbe⸗ 
ſchränkte Verfügung über die Truppen der Herzog— 
thümer im Kriegsfalle und deren Stellun unter 
Preußiſchen Oberbefehl im Frieden; die Verwal- 
tung der Zölle, des Poſt⸗ und Telegraphenweſens, 
Vortheile bei Benutzung des Nordoſtſeekanals und 
Eintritt der Herzogthümer in den Zollverein.“ 
Dean ſieht, von der Annektion iſt in dieſer Depeſche keine 
Rede, dafür fordert dieſelbe aber alles das, was 
von der liberalen Partei ſeit Jahren gefordert 
wird, und zwar nicht nur in Bezug auf Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein, ſondern auf alle deutſchen Staaten. Natürlich werden 
die bezahlten Schreiber der Regierung uns ſehr bald be⸗ 
weiſen wollen, daß das Miniſterium dieſes Programm ja 
von Anfang an gehabt hat, nur ſchade, daß ihnen kein Menſch 
im ganzen Lande glaubt. Ob aber das Preußiſche Kabinet 
mit Energie auf die Erfüllung der mitgetheilten Forderungen 
beſtehen wird, das muß zweifelhaft erſcheinen, denn der 
Preußische Geſandte in Wien fol die leberreichung der 
Depeſche mit einer Erklärung begleitet haben, welche die 
Wirkung des Schriftſtückes ganz vollſtändig aufhebt. Er hat 
hervorgehoben, daß das Berliner Kabinet allerdings im Großen 
und Ganzen die Einräumung und Sicherſtellung der jetzt 
übergebenen Forderungen als die unerläßliche Vorbedingung 
der Konſtituirung Schleswig⸗Holſteins betrachte, daß es 
aber gleichwohl ſchon jetzt keinen Anſtand genom⸗ 
men Faber würde, in Berückſichtigung der in- 
zwiſchen gepflogenen vertraulichen Verhandlungen 
einzelne Punkte jener Forderungen anders zu 
faf In wenn es nicht vor allen Dingen den Wunſch hätte 
hegen müſſen, nicht durch eine theilweiſe Umarbeitung die 
Ueberreichung des einmal fertigen Werkes aufs Neue zu ver⸗ 
ögern, und daß es deshalb ſofort ſeiner Bereitwilligkeit 
Ausdruck leiht, hinſichtlich der gedachten Punkte 
den abweichenden öſterreichiſchen Anſchauungen 
auch jetzt noch alle nach Lage der preußiſchen Inter⸗ 
eſſen irgend thunliche Rechnung zu tragen. Das 
heißt alſo in's Deutſche überſetzt: die Preußiſche Regierung 
möchte zwar gern die in der Depeſche a der For⸗ 
derungen durchſetzen, wenn aber Oeſterreich, der Mitbeſitzer 
in den Herzogthümern, nicht will, fo wird man fi auch 
mit weniger begnügen. fene 10 

Wir ſind ganz überzeugt, daß Oeſterreich, welches ja ganz 
andere Intereſſen bat a Preußen und Dentin nicht 
daran denkt, auf die preußiſchen Forderungen einzugehen, es 
müßte denn fein, daß man für die Einwilligung Oeſterreichs 
einen Preis zahlt, welcher ſich mit der Ehre unſeres Staa⸗ 
tes nicht verträgt. Dieſer Preis iſt in öſterreichiſchen Blät⸗ 
tern ſchon angedeutet, es iſt die Abtretung der Graf ⸗ 
ſchaft Glatz. Wir brauchen wohl kaum darauf hinzuwei⸗ 
ſen, daß ſich in Preußen kein A finden wird, wel⸗ 
ches einen ſolchen Vertrag abſchließt, keine Volksvertretung, 
welche ihn genehmigt, und kein Monarch, welcher ihn unter⸗ 
zeichnet. Das möge man in Wien bei Stellung der Be⸗ 
dingungen nicht vergeſſen. 
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